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Editorial
Eines muss man der Regierung der „ Neuen M itte“  lassen: sie hält  w irklich noch
Überraschungen bereit . Wer hätte gedacht, dass eine rot-grüne Regierung uns
den ersten offenen Angriffskrieg mit Beteiligung deutscher Soldaten seit  dem
Ende des Nationalsozialismus bescheren würde? 
Um Krieg und Legit imationszwänge geht es in dieser Ausgabe des „ Flüchtlings-
rat“ . Hintergründe der Kriege um den Kosovo erläutert M ichael Stenger ab Seite
5, die Auswirkungen von Nato-Bomben auf die Flüchtlingspolit ik ist  Thema ab
Seite 7. Dass „ Verteidigung der M enschenrechte“  für kurdische Flüchtlinge ganz
anders aussieht, kommentiert  Claudia Gayer auf den Seiten 18 bis 20. Die aktu-
ell sehr unterschiedliche Interpretat ion von „ M enschenrechten“  in Kosovo und
der Türkei lässt sich nicht nur durch Nato-M itgliedschaft erklären. Welche ande-
ren (flüchtlingspolit ischen) Interessen dabei noch eine Rolle spielen, ist nachzu-
lesen ab Seite 28.
Eine Überraschung ist auch die relat ive „ Ruhe im Land“  angesichts der deut-
schen Kriegsbeteiligung. Ganz dazu passen w ill nicht die ungeheure Spenden-
flut, die die Bilder der Flüchtlinge aus dem Kosovo ausgelöst haben. Bedeutet
das nun, dass der M issbrauch des Elends der Flüchtlinge zu Legit imations-
zwecken (S. 7) funkt ioniert oder w ird eine Welle der Solidarisierung eine Eigen-

dynamik entfalten,
die den Propagandi-
sten der Flüchtlings-
polit ik die Sache aus
der Hand reisst? Ein
Aufruf, selbst dazu
beizutragen, findet
sich auf Seite 13. 

Keine Überraschung
haben die Recher-
che-Ergebnisse un-
seres Türkei-Projekts
ausgelöst (ab S. 16).
Da mag das Aus-

wärt ige Amt weiterhin beharrlich von „ Einzelfällen“  reden und Verwaltungsge-
richte das w iederkäuen - w ir sehen und hören hier in der Geschäftsstelle des
Flüchtlingsrat, welch ungeheurer Arbeitsaufwand, welches Zusammenspiel von
Zufällen und Kenntnis der internen Strukturen nötig sind, um Folter und Verhaf-
tungen von nur einem M enschen so zu „ beweisen“ , dass deutsche Abschiebe-
behörden nicht mehr darüber hinweggehen können. Dieses Wissen löst unange-
nehme Gefühle aus, weil uns klar ist , daß bestimmte Stellen überhaupt kein In-
teresse an diesen Recherchen haben und diese Arbeit  f inanziell auf sehr wackeli-
gen Beinen steht - w ir brauchen dringend Geld für die Fortführung des Türkei-
Recherche-Projekts!  (S. 27).

Für die Anwälte und UnterstützerInnen von Kurden und KurdInnen, im Kirchen-
asyl und in der Flüchtlingsberatung bestät igen die Ergebnisse des Recherche-
Projekts nur das, was sie vorher schon wussten: für KurdInnen aus der Türkei
muss eine polit ische Lösung her - für die über neunzig KurdInnen in Kirchenasy-
len in Niedersachsen ebenso w ie für die TeilnehmerInnen des Wanderkirchenasyl
in NRW. Einschätzungen dazu von Seite 62 bis 67. Heisst die Zustimmung der
Wanderkirchenasyl-TeilnehmerInnen zu Einzelfallüberprüfungen, dass w ir davon
immer noch so weit entfernt sind w ie eh und jeh? Oder geben einzelne Ge-
richts-Entscheidungen Anlass zu Hoffnung? (S.68). Eine Einzelfall-Lösung“ , die
aber nur polit isch durchzusetzen ist, wäre für einige kurdische Flüchtlinge die
„ Alt fall-Regelung“  - das haben die Abschieber offenbar schon begriffen (S. 30).
Die UnterstützerInnen müssen das noch begreifen und eingreifen, sonst w ird
die Alt fallregelung nach der „ Reform“  des Staatsbürgerschaftsrechts zum „ zwei-
ten Sündenfall“  der rot-grünen Koalt ionsvereinbarungen (S. 42).

Keine Überraschung, sondern altbekannten Rassismus hält  auch nach dem Re-
gierungswechsel die „ ganz normale“  Alltagsrealität von Flüchtlingen bereit . Eine
Realität mit offener Ausgrenzung, Internierung, menschenverachtenden Sonder-
behandlungen und Abschiebungen (ab S. 30). Im niedersächsischen „ M odellver-
such zur Beschaffung von Heimreisedokumenten“  (S. .36) ebenso w ie beim Ein-
kauf mit Gutscheinen (S. 46), bei behördlichem Rassismus (S. 57) und Arbeits-
verbot (S. 53).
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D
er folgende Text dokumen-

tiert den erfolgreichen Ver-

such einer antirassistischen

Init iative, die Informationsselekti-

on für die Aussendarstellung

Deutschlands um die Realität von

Flüchtlingen zu erweitern. SAGA

Freiburg hatte im letzten Jahres

einen Aufruf - u.a. über die mai-

ling-list von kein mensch ist ille-

gal  - gestartet, für einen Gegen-

bericht zu den regierungsamtli-

chen Verlautbarungen die reale

Situation von Flüchtlingen in die-

sem Land darzustellen.

Nach der Sitzungsperiode des
UN-Economic and Social Council
(Komittee für w irtschaft lich, so-
ziale und kulturelle Rechte, siehe
unten) im November/Dezember
1998 wurde in einer Erklärung
die deutsche Regierung für ihre
Behandlung von Flüchtlingen
deutlich krit isiert .
Die Kommission hatte in ihrer Sit-
zungsperiode den Staatsbericht
der deutschen Regierung gewür-
digt; zugleich hatte die Kommis-
sion auch NGO-VertreterInnen
eingeladen, um ihren krit ischen
Gegenbericht vortragen zu kön-
nen. Die Sitzungen fanden im
November 1998 statt .
In ihren zusammenfassenden Be-
trachtungen krit isiert  die Kom-
mission, daß in Deutschland die
w irtschaft lichen, sozialen und
kulturellen Rechte gemäß dieser
Konvention zu wenig Rücksicht -
auch durch die Gerichte- finden.
Die Erklärung befaßt sich von
Punkt 13 bis 39 mit zahlreichen
M ißständen. Dazu zählen Ar-
beitslosigkeit , der unterschiedli-
che Standard zw ischen Ost- und
Westdeutschland, aber auch der
unwürdige Aufenthalt  der Asylsu-
chenden:
“ Das Komitee ist (ebenfalls) be-
troffen von dem Status der Asyl-
suchenden in Deutschland. Insbe-
sondere die lange Verfahrensdau-
er, die schlechten w irtschaft lichen
und gesundheit lichen Bedingun-
gen”  werden hier erwähnt.
Das Komitee fordert von der
deutschen Regierung u.a. sofort i-
ge M aßnahmen im legislat iven
und sonstigen Bereich, “ sich er-
neut der Situat ion der Asylsu-
chenden anzunehmen, insbeson-
dere unter Beachtung der Allge-
meinen Kommentierung Nr. 4 des
Komittees. Das Komitee erachtet
es für notwendig, daß die Asyl-

verfahren der Flüchtlinge zügig
behandelt  werden und die
Flüchtlinge unter Beachtung ihrer
gesundheit lichen, w irtschaft li-
chen und bildungsmäßigen Rech-
te behandelt  werden.”
Des weiteren hat die Kommission
die deutsche Regierung aufgefor-
dert, “ die Ergebnisse des Komit-
tees an alle Fürsprecher in der
Gesellschaft zu verbreiten, die
Kommission über alle Schrit te zu
unterrichten, die sie zur Umset-
zung zu tun gedenken. Die deut-
sche Seite soll die Zusammenar-
beit  mit NGO-Gruppen suchen,
um ihren neuen Bericht für die 4.
Periode vorzubereiten, da die
NGO-Gruppen für die Kommissi-
on von großem Wert im frucht-
baren und bemerkenswerten Dia-
log mit der Regierungsseite wa-
ren.”
Das Komittee krit isiert  in seinem
Abschlussbericht zahlreiche wei-
tere soziale M ißstände in
Deutschland ( u.a. die steigende
Gewalt gegen Frau, Frauenhandel
für die Prost itut ion und Ausbeu-
tung, Kindesmißbrauch, Unter-
drückung von Sint i und Roma),
insbesondere auch den fahrlässig
unvollständig vorgelegten Bericht
der deutschen Regierung.
Der Bericht ist  eine klare Stellung-
nahme, nicht nur an der aktuel-
len Behandlung von Flüchtlingen
in Deutschland; er unterstreicht
die seit  Jahren vorhandene Krit ik
an den offiziellen, jurist ischen
und inoffiziellen Einstellung deut-
scher Behörden gegenüber
Flüchtlingen und anderen unter-
drückten Gruppierungen in
Deutschland.
Der Bericht ist unter Az. E/C.12/

1/Add.29 vom 4.12.1998 bei der

UNO in Genf anzufordern.

Hintergrund

Bürgerlich-polit ische M enschen-
rechte sind allgemein bekannt,
w ie zum Beispiel das Recht auf
freie M einungsäußerung, das
Recht auf Vereinigungsfreiheit
oder das Verbot von Folter (auch
sie werden oftmals nicht respek-
t iert). Wirtschaft liche, soziale und
kulturelle M enschenrechte sind
nicht weniger w icht ig, werden
aber wesentlich seltener in der
Öffentlichkeit  diskutiert . Unter
die w irtschaft lichen, sozialen und
kulturellen M enschenrechte fallen
das Recht auf Bildung (Grund-
schulpflicht), das Recht auf Ge-

sundheit  sow ie auf Nahrung und
Wohnung. 1976 trat dieser Pakt
in Kraft , nachdem er von mehr
als 35 Staaten anerkannt worden
war. Die Bundesrepublik Deutsch-
land rat if izierte diesen Pakt un-
mittelbar nach ihrem Beitrit t  zu
der UNO 1973.
1986 setzte der zuständige Wirt-
schafts- und Sozialrat der Verein-
ten Nationen (ECOSOC) das Ko-
mitee für w irtschaft liche, soziale
und kulturelle M enschenrechte
ein. Dieses Komitee besteht aus
18 unabhängigen Experten und
Expert innen, die die unterschied-
lichen Rechts- und Sozialsysteme
auf der Erde repräsentieren sol-
len.
Seither hat FIAN (Food First Infor-
mations- und Aktions-Netzwerk)
als NGO mit Beraterstatus bei
den Vereinten Nationen zahlrei-
che Beiträge zur Arbeit  des Komi-
tees geleistet. Zum Bericht der
deutschen Regierung, der in die-
sem Jahr -neben denen von Ka-
nada, Israel und der Schweiz
z.B.- vom Ausschuß geprüft  w ird,
legte FIAN einen Parallelbericht
vor, der im wesentlichen vom
Südbadischen Aktionsbündnis
gegen Abschiebungen(SAGA) er-
arbeitet wurde, unter Einbezie-
hung zahlreicher Berichte und In-
formationen, die die Betroffenen
zur Verfügung stellten.
Im M ittelpunkt dieses Gegenbe-
richts steht die Frage, ob die
deutsche Flüchtlingspolit ik gegen
das in Art ikel 2 des Paktes festge-
schriebene Diskriminierungsver-
bot verstößt: “ Die Vertragsstaa-
ten verpflichten sich zu gewähr-
leisten, daß die in diesem Pakt
verkündeten Rechte ohne Be-
nachteiligung hinsicht lich der
Rasse, der Hautfarbe, des Ge-
schlechts, der Sprache, der Religi-
on, der polit ischen oder sonsti-
gen Anschauung, der nationalen
oder sozialen Herkunft, des Ver-

Menschenrechtsverletzungen
in Deutschland -
UN-Kommission kr i t isier t  deutsche Regierung

oder : 

Wie es mal einige Davids schafften, einem Goliath

öffent l ich ins Gesicht  zu spucken

Saga Freiburg
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mögens, der Geburt oder des
sonstigen Status ausgeübt wer-
den.”
Danach darf keine Bevölkerungs-
gruppe in Deutschland hinsicht-
lich der w irtschaft lichen, sozialen
und kulturellen M enschenrechte
schlechter behandelt  werden als
andere (selbst wenn es sich um
Flüchtlinge mit einem “ sonstigen
Status”  im Sinne des Aufenthalts-
rechtes handelt).
Verstöße gegen dieses Diskrimi-
nierungsverbot lassen sich in der
bundesdeutschen Realität, aber
auch in Gesetzgebung und
Rechtsprechung in vielfält iger
Weise feststellen: Sozialhilfe er-
halten Flüchtlinge nicht, sondern
i.d.R. Sachleistungen mit einem
20%igen Wertabschlag. Frei ver-
fügbare Arbeit  w ird untersagt,
das Recht auf Wohnen w ird in
Container und Kasernen verla-
gert; die gesundheit liche Versor-
gung w ird nur in einem sehr ein-
geschränkten Umfang gewährt.
Für die Kinder von Flüchtlingen
bestehen keine Integrat ions-
bemühungen, ein Recht auf Bil-
dung ist nicht vorhanden, ebenso
das der kulturellen Integrat ion,
etc.
Diese und andere Verletzungen
der Konvention erwähnt die Bun-
desregierung in ihrem 127-seit i-
gen Bericht nicht. Obwohl das
Komitee ausdrücklich fordert,
daß auf die Situat ion benachtei-
ligter und gefährdeter Bevölke-
rungsgruppen ganz besonders
einzugehen ist. Hier hat die deut-
sche Regierung - führend war
hier das Arbeits- und Sozialmini-
sterium - allenfalls auf die Be-
dürfnisse der dänischen M inder-
heit  (4 Seiten), auf das sorbische
Volk (5 ½ Seiten) und auf die
Friesen w ie auch deutschen Sint i
und Roma (3 Seiten) abgestellt .
Die AusländerInnenpolit ik w ird
auf 2 Seiten beschrieben. Im Be-
richt der Regierung  werden Asyl-
suchende allenfalls “ slight ly lo-
wer”  im Vergleich zum Bundes-
sozialhilfegesetz abgesichert, hin-
gegen haben die Polit iker dies
immer -angriffslust ig- als Desinte-
grat ionsmaßnahme befürwortet.
Im Gegenbericht w ird dokumen-
t iert , daß sowohl im Gesetz w ie
auch in der Rechtsprechung und
konkreten Umsetzung der Exi-
stenzbedingungen von Flüchtlin-
gen zahllose Verstösse gegen die-
se internationalen Konventionen

vorhanden sind, weshalb das Gre-
mium sich nicht mit der Verharm-
losungskunst der Regierung zu-
frieden geben sollte.
SAGA-Freiburg (Bericht unter
www.fian.org im Internet)

Der am 11.2.  99 veröffentlichte Be-

richt des UN-Ausschusses war auf

Antrag der PDS-Fraktion  Thema

in einer „ Aktuellen Stunde“  im

Bundestag.  Bezeichnenderweise

kamen in der ganzen Debatte die

Menschenrechtsverletzungen an

Flüchtlingen kaum vor.  Die Debat-

te kreiste im wesentlichen um

Menschenrechtsverletzungen ge-

genüber ehemaligen DDR-Bürge-

rInnen (Umgang mit ehemaligen

Beschäftigten im öffentlichen

Dienst) .  Die sich darin aus-

drückende Bedeutungslosigkeit

der Flüchtlingspolit ik hat eine auf-

fallende Parallele zu den Koalit i-

onsvereinbarungen. Nur die

CDU/CSU „ enttäuschte“  nicht:

„ Deshalb ist es gut,  daß es ein

UNO-Gremium gibt,  das sich mit

diesen Mißständen befaßt.  Es ist

auch gut,  daß ein solches UNO-

Gremium nicht nur die Berichte

der Staaten liest,  sondern auch

Nichtregierungsorganisationen zu

Wort kommen läßt,  um das zu

überprüfen,  was die Staaten be-

richten.  . . .Wenn aber jemand vom

Mond oder vom Mars käme und

diesen Bericht läse,  dann müßte

er den Eindruck haben, Deutsch-

land sei eines der verkommensten

Staatsgebilde,  die es auf der Welt

gibt.  Der Sündenkatalog ist schon

ausführlich angesprochen worden.

Eine der Sünden, die dort ange-

merkt wird,  ist die schlechte Lage

der Asylbewerber.  Spätestens an

diesem Punkt muß der von außen

kommende natürlich stutze; denn

das bedeuted doch, daß in die

Hölle Deutschland eine ganze Rei-

he von Menschen aus Ländern flie-

hen,  (Manfred Grund, CDU/CSU:

Die wollen sich vom Elend über-

zeugen!)  in denen es noch

schlechter aussieht.  Spätestens

hier hätte die UNO merken müs-

sen,  daß etwas nicht stimmt.“

(Arnold Vaatz,  CDU/CSU)       
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Kampagne: Champagner 99

Die Bundesarbeitsgemeinschaft unabhängiger Erwerbslosenint iat iven 

ruft  zu einer gemeinsamen Kampagne der Erwerbslosen-, Sozialhilfe- und anti-

rassist ischen Init iat iven auf. „ Nur wenn in vielen Städten von Erwerbslosigkeit ,

Armut und Ausgrenzung Betroffene gleichzeit ig handeln, einheit lich dieselben

Forderungen aufstellen und diesen mit aufeinander abgestimmten Aktionen

Nachdruck verleihen, kann eine neue Qualität von Gegen-M acht entw ickelt

werden“  (aus dem Aufruf). 

Die Forderungen der Kampagne: 

-300 DM  Sofort-Ausgleich für gest iegene Kosten!

-Keine Anrechnung des Kindergeldes auf die Sozialhilfe!

-Rücknahme aller Kürzungen und Schikanen im SGB III - insbesondere der M el-

dekontrolle, des Bewerbungszwangs, der Auflösung des Berufsschutzes, der

jährlichen dreiprozentigen Kürzung der Arbeitslosenhilfe!

-Streichung des Asylbewerberleistungsgesetzes!

Die Aktionsformen sollen eine neue Qualität durch Zuspitzung und Vereinheit li-

chung  gewinnen - in Abhängigkeit  von den jeweiligen ört lichen Gegebenhei-

ten. Lokale SPD/Grüne-Parteibüros, Arbeits- und Sozialämter werden bundes-

weit zunächst befristet und dann unbefristet besetzt, die Erfüllung der Forde-

rungen verlangt. 

Auftaktakt ionen am 15. April 1999; 2.Aktionstag: 6. M ai 99; 3. Akt ionstag:

17.M ai 99.

Koordination auf Bundesebene:

Aktionsbündnis Erwerbslosenprotest Berlin, Haus der Demokratie, Friedrichstr.

165, 10117 Berlin Tel./Fax: 030/20165362/4 (M o 16-19.00; M i 13-17.00);

Alexander Klute Tel. 030/6218435, Fax: 030/2946306;

Arbeitslos nicht wehrlos, c/o Asta Freiburg, Bertholdstr. 17, 79098 Freiburg,

Fax: 0761/2032034;

Bielefelder Bündnis gegen Armut u. Erwerbslosigkeit  e-mail:

bielebuendnis@planet-interkom.de
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